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Sandro Cattacin
ist Direktor des Soziologischen
Instituts der Universität Genf und
erforscht das Thema Menschen-
feindlichkeit in der Schweiz.

Die Muslime
im Jassklub
«BUND»: Religiöse sind menschen-
feindlicher. Diese verkürzte Aussa-
ge setzt sich bei der Durchsicht
Ihrer Forschungsergebnisse fest.
SANDRO CATTACIN: Ja, die Aussage
ist grundsätzlich richtig. Es gibt
eine Korrelation zwischen Religio-
sität und Menschenfeindlichkeit.

Gilt auch der provokative Umkehr-
schluss: Atheisten sichern in der
Schweiz den religiösen Frieden?

Auch dafür finden wir deutliche
Indizien. Allerdings reden wir nicht
explizit von Atheisten, sondern ge-
nerell von Nichtreligiösen, von je-
nen, die sich von der Kirche abge-
wandt und ein sehr pragmatisches
Weltbild haben. Atheisten vernei-
nen die Spiritualität ganz. Andere
Nichtreligiöse haben trotz allem
ein mystisches Weltbild. So stimmt
die Grundaussage: Nichtreligiöse
sind generell toleranter.

Sie argumentieren, die festgestellte
Menschenfeindlichkeit sei die un-
ausweichliche Folge der sehr be-
wahrenden Haltung jeder Kirche.

Die Kirchen sind und bleiben
wichtige Institutionen, die Halt
und Orientierung geben. Die Frage
ist nur, welche Kirchen wir in Zu-
kunft haben werden. Gelingt es den
Kirchen, Wesentliches zum Ver-
ständnis für die Verschiedenheit in
der Gesellschaft beizutragen? Ge-
lingt es, das eigene Selbstverständ-
nis zu relativieren und einzuräu-
men, dass die eigene eine von meh-
reren tragenden Religionen ist?

Politische Parteien – zuletzt wars
die CVP – fordern die vertiefte Aus-
einandersetzung mit dem Islam.
Ist diese Debatte überhaupt nötig?

Lohnend ist mindestens ein An-
satz: Es ist sicher nötig, deutlicher
Stellung zu nehmen zur religiösen
und kulturellen Vielfalt in der
Schweiz. Meine These ist, dass die
Schweiz nur wegen ihrer Vielfalt
lebt. Dieser Vielfalt mit blosser in-
nerer Abschottungspolitik zu be-
gegnen ist schlecht, weil so das
Innovationspotenzial der Gesell-
schaft einfach negiert wird.

Somit orten Sie die potenziellen
Konflikte gar nicht bei den Musli-
men selbst, die inzwischen die
drittgrösste Religionsgemeinschaft
in der Schweiz bilden?

Es ist einfach auffallend, dass
sich die während der explorativen
Forschung befragten Muslime ge-
genüber Angehörigen anderer Reli-
gionsgemeinschaften kaum ab-
schotten. Sie haben überdurch-
schnittlich viele freundschaftliche
Kontakte zu Menschen anderen
Glaubens. Zum einen belegt das
Offenheit. Zum andern ist es die
Folge des Integrationsdruckes.
Nützlich für die Koexistenz wäre es
nun, grundsätzlich alle Türen zu
öffnen, die sich öffnen lassen. Ich
denke da besonders auch an politi-
sche Kommissionen, aber eben
nicht nur an jene für Ausländerfra-
gen, sondern etwa auch an Kom-
missionen, die im Gesundheitsbe-
reich oder im Bildungswesen wir-
ken. Bleiben die Türen verschlos-
sen, verstärkt sich die Neigung, halt
doch getrennte Wege zu gehen.

Ist Ihr Befund ein Hinweis darauf,
dass in der Schweiz keine konflik-
tuöse Parallelgesellschaft entsteht
wie beispielsweise in Frankreich?

Es existieren und entstehen lau-
fend zahllose Parallelgesellschaf-
ten. Die Frage ist nur, ob diese mit-
einander kommunizieren können.
Bildhaft ausgedrückt: Sobald je-
mand in der Schweiz sowohl Mus-
lim als auch gleichzeitig Mitglied
des Jassklubs sein kann, entsteht
soziales Kapital und wird das Aus-
einanderdriften der Parallelgesell-
schaften verhindert.

Interview: Marc Lettau

Der wissenschaftliche Befund zur Religionslandschaft: Kirchgang schützt nicht vor Fremdenfeindlichkeit. VALÉRIE CHÉTELAT

Fromm und fremdend
Forschungsprojekt stellt Religiosität und Menschenfeindlichkeit in inneren Zusammenhang

Die Nichtreligiösen tragen wo-
möglich mehr zum religiösen
Frieden in der Schweiz bei als
all die Religiösen, die sich ihrer
Nächstenliebe rühmen: Es gibt
klare Indizien für den Zusam-
menhang zwischen Religiosi-
tät und allgemeiner Menschen-
feindlichkeit, sagt ein nationa-
les Forschungsprojekt.

M A R C  L E T TA U

Misanthropie: Bei diesem Stich-
wort denkt Professor Sandro Catta-
cin, Direktor des soziologischen
Instituts der Universität Genf,
nicht in erster Linie an Molière.
Misanthropie ist für ihn einfach die
allgemeine Ausdrucksform für die
breite Palette menschenfeindli-
cher Haltungen, zu denen etwa re-
ligiöse Intoleranz, Antisemitis-
mus, Xenophobie und Sexismus
zählen. Cattacin sucht derzeit mit
seinem Forscherteam nach Mög-
lichkeiten, das Mass an Misanthro-
pie in der schweizerischen Gesell-
schaft – respektive deren Pluralis-
mustoleranz – zu messen. Ein An-
lass für die künftige Messarbeit:
Weil die Schweiz auf allen Ebenen
viel in Integrationsbemühungen
investiere, stelle sich auch die Fra-
ge, ob die Fremdenfeindlichkeit tat-
sächlich abnehme und die Pluralis-
mustoleranz tatsächlich wachse.

Verbreitete religiöse Intoleranz

Das «Messgerät» selbst existiert
noch nicht. Erste Ergebnisse der
explorativen Forschung des Gen-
fer Professors über den gegenwär-
tigen Zustand der Nation in Sachen
Toleranz liegen aber vor, vorab
zum Bereich Religion und Men-
schenfeindlichkeit. Brisant sind
diese Ergebnisse vor allem vor dem
Hintergrund der öffentlichen De-
batte in der Schweiz über die Ko-
existenz mit Menschen islami-
schen Glaubens, über den religiö-
sen Frieden generell und über die
Folgen der Multikulturalität für die
Gesellschaft. Die auffälligste Aus-
sage des nationalen Forschungs-
projekts: Es gibt einen inneren Zu-
sammenhang zwischen Religio-
sität und Menschenfeindlichkeit.
Das wiederum heisst, dass jene
Schweizerinnen und Schweizer,
die sich selber als nicht religiös ver-
stehen, der Vielfalt in der Gesell-
schaft grundsätzlich mit mehr To-
leranz begegnen – und zwar so-

wohl in Bezug auf Religion, Gleich-
stellung, gesellschaftlich «tole-
ranzgefährdete» Gruppen wie Ho-
mosexuelle und soziale Randgrup-
pen wie Bettler und Obdachlose.
Sandro Cattacin: «Nichtreligiöse
sind klar weniger rassistisch, weni-
ger sexistisch, weniger homophob,
weniger xenophob.» Nur ein
Schluss sei übereilt: «Man darf da-
von nicht ableiten, dass jeder
Nichtreligiöse tolerant ist.»

Beunruhigender Antisemitismus

Fokussiert auf die Frage, wer den
religiösen Frieden in der Schweiz
stützt und wer ihn gefährdet, liefert
die Studie die unangenehme Be-
stätigung einer antisemitischen
Grundströmung innerhalb aller
grossen religiösen Gruppen. So
denkt jeder vierte Katholik und je-
der vierte Protestant, die Juden sei-
en für ihre Verfolgung grund-
sätzlich selber verantwortlich. Und
jeder Fünfte findet, Juden – sie ma-
chen einen Bevölkerungsanteil von
0,25 Prozent aus – verfügten in der
Schweiz über zu viel Macht. Das
seien «beunruhigend hohe Zah-
len», urteilt Cattacin, ähnlich hohe
Zahlen wie in Deutschland. 

Punkto Fremdenfeindlichkeit
stellen die Forscher den Protestan-
ten schlechtere Noten aus als den
Katholiken. Doch dafür liegt eine
Erklärung bereit: Der Anteil der Ka-
tholiken kann sich hauptsächlich
wegen der Zuwanderung aus dem
Ausland halten. Da ist etwas weni-
ger Fremdenfeindlichkeit die logi-
sche Folge, argumentieren die For-
scher. Anderseits orten sie bei den
Katholiken in einem anderen Ent-
faltungsgebiet der Nächstenliebe
markante Schwächen: Die statis-
tisch erhöhte feindliche Einstel-
lung gegen Frauen sei deutlich ab-
lesbar. Der «traditionelle Sexis-
mus» – die Haltung «Frauen hinter
den Herd» – tauche bei Nichtreli-
giösen nur etwa halb so häufig auf.

Muslime im Anerkennungskampf

Differenzierte Aussagen macht
Cattacin zur antisemitischen Ein-
stellung hiesiger Muslime. Deren
Haltung zur «Schuldfrage» weiche
nur minim ab von jener der Chris-
ten in der Schweiz. Hingegen hät-
ten Muslime viel stärker das Ge-
fühl, Juden verfügten über zu viel
Macht in Wirtschaft und Gesell-
schaft. Das wiederum spiegle die

Tatsache, wie sehr die inzwischen
drittgrösste Religionsgruppe in der
Schweiz gegenwärtig in einem An-
erkennungskampf stehe.

Veränderter Auftrag

Aus der Sicht des deutschen So-
zialpsychologen Andreas Zick, der
sich im nördlichen Nachbarland
mit vergleichbaren Fragestellun-
gen befasst, bestätigen die Ergeb-
nisse aus der Schweiz eines ganz
klar: «Religiosität macht – unab-
hängig von der Religion – vorur-
teilsbereiter.» Darauf zu reagieren
sei angesichts der vielerorts ver-
muteten «Rückkehr des Religiö-
sen» unabdingbar. Heisst das sa-
lopp resümiert, dass es der Schweiz
ohne Religion und Kirche besser
ginge? Cattacin wiegelt ab: «Eine
pluralistische Gesellschaft braucht
nebst Pragmatismus auch eine
sinnstiftenden Referenz.» Die Kir-
chen verhielten sich aber häufig als
«Bastion gegen die Moderne» und
seien «gefangen» durch die An-
sprüchen ihrer Klientel: «Die Leute
kommen ja nicht, um etwas Neues
zu hören.» Genau dies – einen neu-
en Umgang mit Vielfalt – brauche
aber die Gesellschaft gegenwärtig.

Zürichs offensive
Religionskunde

Obligatorisch, ohne Abmelde-
möglichkeit, dafür wertneutral
und alle Weltreligionen einbin-
dend: So soll der neue Reli-
gionsunterricht für die Ober-
stufe aussehen, wie er im Kan-
ton Zürich ab Sommer zu-
nächst als Pilotprojekt geführt
wird. Der Unterricht soll darauf
abzielen, verschiedene Lebens-
fragen aus der Sicht der grossen
Religionen zu beleuchten. Aus-
drücklich nicht Teil des Unter-
richts sind künftig Glaubens-
bekenntnisse oder religiöse
Handlungen. In der Unterstufe
wiederum soll das Christentum
inhaltlicher Schwerpunkt blei-
ben, allerdings eher als Teil der
prägenden Lebenswelt der Kin-
der. Die Reform ist eine energi-
sche Kehrtwende der Zürcher
Regierung. Sie wollte das Fach
Religion erst ganz streichen.
Daraufhin haben aber 50 000
Bürgerinnen und Bürger des-
sen Wiedereinführung ver-
langt. (mul)

Bern ganz ohne
Religionsstunde

Während Zürich forsch darauf
drängt, einen obligatorischen,
überkonfessionellen Religi-
onsunterricht auf den Stun-
denplan zu setzen und so zum
Dialog zwischen den Religio-
nen beizutragen, hat Bern ei-
nen diskreten Weg gewählt: Seit
1996 gibt es hier Religion als
Schulfach gar nicht mehr. Der
Entscheid folgte der Ansicht,
dass religiöse Erziehung oh-
nehin vorab zu Hause stattfin-
de. Um der real existierenden
Multikulturalität aber Rech-
nung zu tragen, hat das Thema
im Fach Natur-Mensch-Mit-
welt eine Nische zugewiesen
erhalten. Der Erfolg dieses
«Outsourcings» ist freilich un-
klar. Zum einen sind Lehrkräfte
ziemlich frei, wie sie das Thema
Religionen angehen wollen.
Zugleich sind die Vorgaben
aber diffus. Unklar ist somit
auch, wie viel Zeit explizit für
interreligiösen Dialog einge-
setzt wird. (mul)

DAS FORSCHUNGSPROJEKT

Religion und Rechtsextremismus
Die Zahlen zu Religion und Men-
schenfeindlichkeit sind ein Teiler-
gebnis des Nationalen Forschungs-
projekts «Rechtsextremismus». Da-
tengrundlage bilden 3000 Inter-
views, in denen mit jeweils 90 Fra-
gen das Mass an Toleranz ausgelo-
tet wurden. Zwei Beispiele:
Antisemitismus: Die Juden sind
schuld an ihrer eigenen Verfolgung
finden 26% der Katholiken, 24%
der Protestanten, 28% der Musli-
me – und 18% der Nichtreligiösen.
Gleichstellung: Es wurde genug
für die Gleichberechtigung der Frau
getan finden 43% der Katholiken,
43% der Protestanten, 55% der Mus-
lime – und 29% der Nichtreligiösen.
Anteile der Religionen: Das Tole-
ranzverhalten unter den religiösen
Gruppen wird auch durch die grös-
seren Gewichtsverschiebungen be-
einflusst. So ist zwischen 1970 und
2000 der Anteil der Protestanten
von 46,4% auf 33,0% gesunken, je-
ner der Katholiken von 49,4% auf
41,8%. «Gewinner» sind die Nicht-
religiösen mit einem Zuwachs von
1,1% auf 11,1% und die Muslime,
die von 0,1% auf 4,3% zulegten.
Unverändert klein ist mit 0,25%
der Anteil der Juden. (mul)

KURZ

Schutz vor Passivrauchen
ARBEITSPLATZ Der Bundesrat will
die Bevölkerung besser vor dem ge-
sundheitsgefährdenden Passiv-
rauchen schützen. Dabei liebäugelt
er auch mit Rauchverboten in
öffentlichen Räumen und am
Arbeitsplatz. Solche Verbote seien
ein wirksames und auch wirtschafts-
freundliches Mittel. Über konkrete
Massnahmen will die Regierung
aber erst später entscheiden. (ap)

Kein Referendum der SVP
KOHÄSIONSMILLIARDE Die SVP will
kein Referendum gegen die
Schweizer Kohäsionsmilliarde für
die neuen EU-Staaten ergreifen.
«Unter uns Gewählten gibt es sol-
che, welche die Idee nicht aufgeben
wollen. Doch ich bin sicher, dass wir
darauf verzichten werden, das Ver-
sprechen, das Bern an Brüssel mach-
te, anzugreifen», sagte SVP-Präsi-
dent Ueli Maurer in Interviews mit
Westschweizer Zeitungen. Maurer
schätzt, dass nicht mehr als die Hälf-
te der SVP-Wähler ein solches Vor-
haben unterstützen würden. (sda)

Missbrauch nicht belegbar
VERBANDSBESCHWERDE 16 Schwei-
zer Umweltverbände haben sich im
40. Jahr des Verbandsbeschwerde-
rechts gegen den Vorwurf des
Missbrauchs dieses Rechts gewehrt.
Letztes Jahr bekamen sie in gut drei
von vier Fällen Recht. So mussten in
78 Prozent von 244 Verfahren
Korrekturen zugunsten der Natur
vorgenommen werden. (ap)

Luzern nun voll dabei
UNIVERSITÄTSKONFERENZ Die
Schweizerische Universitäts-
konferenz (SUK) hat neu zehn
Vollmitglieder. Der Kanton Luzern
hat am Freitag in Luzern die ent-
sprechenden Vereinbarung, welche
die Zusammenarbeit zwischen dem
Bund und den Hochschulkantonen
regelt, unterzeichnet. Bislang hatte
Luzern nur den Status eines stän-
digen Gastes. (sda)

Ganze Schweiz betroffen
HAUSARZTMANGEL Der Nach-
wuchsmangel bei den Hausärzten
betrifft die ganze Schweiz, nicht,
wie bisher angenommen, nur die
ländlichen Regionen. Insbesondere
in den grossen Städten wurden in
den letzten Jahren kaum Hausarzt-
Praxen eröffnet. Das zeigt eine
neue Studie. (sda)

Massiv höhere Steuern
DREHTABAK Die Steuern auf Dreh-
tabak sollen von 9.90 auf 50 Fran-
ken pro Kilogramm Tabak angeho-
ben werden, wie es bei der Ober-
zolldirektion auf Anfrage hiess. (ap) 

Urech tritt als
Präsident zurück
VERWALTUNGSGERICHT Der
erste Präsident des Bundesverwal-
tungsgerichts, der Berner Hans Ur-
ech, tritt aus gesundheitlichen
Gründen per sofort von seinem
Amt zurück. Der Rücktritt kommt
mitten in der Aufbauphase für das

neue Gericht,
das seine Tätig-
keit 2007 auf-
nehmen wird.
Urech ist Ge-
meindepräsi-
dent von Ins
und SVP-Mit-

glied. Wie die provisorische Lei-
tung des Bundesverwaltungsge-
richts am Freitag mitteilte, betrifft
der Rücktritt von Urech nur seine
Funktion als Präsident. Sein Amt
als künftiger Richter am Bundes-
verwaltungsgericht wolle er beibe-
halten. Die Gerichtsleitung bedau-
re den Rücktritt. Die Tagesgeschäf-
te werden interimistisch von Vize-
präsident Philippe Weissenberger
übernommen, wie dessen Büro
auf Anfrage mitteilte. 

Der 54-jährige Urech war am
5. Oktober 2005 zum ersten Präsi-
denten des neuen Gerichts ge-
wählt worden. Aktuell präsidiert er
die Rekurskommission EVD und
Wettbewerbsfragen. (sda)


